
Die Wärmewende ist in vollem Gange. Insbesondere für den Gebäudebereich ist das Gelingen der 
Wärmewende eine zentrale Voraussetzung zum Erreichen der Klimaziele. Dabei spielen dezentrale, 
quartiersbezogene Energielösungen eine wichtige Rolle, allen voran Mieterstrommodelle. Diese  
waren in der Vergangenheit getragen vom rechtlich vereinfachten Konstrukt der Kundenanlage.

Allerdings hat der EuGH die deutschen Regelungen zur Infrastrukturkategorie der Kundenanlagen  
als nicht mit dem Unionsrecht im Einklang bewertet. Der BGH hat daraufhin im Ausgangsverfahren, 
bezogen auf ein Projekt, welches wenig vergleichbar mit der Mehrheit der relevanten Kundenanlagen 
ist, entschieden, dass § 3 Nr. 24a EnWG (neu §3 Nr. 65 EnWG) richtlinienkonform so auszulegen sei, 
dass eine Kundenanlage nur dann vorliegt, wenn sie kein Verteilernetz im Sinne der europäischen 
Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie ist. Damit bleibt zwar ein nicht regulierter Bereich denkbar, den-
noch fehlt Klarheit für zukünftige Kundenanlagen. Zahlreiche Investitionen in Mieterstrommodelle 
stehen auf der Kippe und gefährden die Wärmewende.

In der Folge verengt sich die Diskussion praktisch auf Hausverteilanlagen als „kleinsten gemeinsamen 
Nenner“. Diese Minimallösung ist weder energiewirtschaftlich zufriedenstellend noch optimal für 
Quartierslösungen. Eine solche Minimallösung verhindert u. a. die gemeinsame Nutzung von PV-Anlagen 
auf mehreren Gebäuden für eine Wärmepumpe (z. B. EnerCube), eine quartiersweite dezentrale Ver-
teilung von PV-Erzeugung auf alle Mieter („Portfolio-Effekt“) sowie die Nutzung von Garagendächern 
für PV-Erzeugung. Insbesondere ist diese Fokussierung auf Einzelgebäude vor dem Hintergrund von 
politisch gewollten, unterstützten und wirtschaftlich sinnvollen Quartiersansätzen höchst hinderlich.

Politisch und regulatorisch verschärft wird die Lage durch eine vom Gesetzgeber ersonnene Übergangs- 
situation: Ein Beschluss zum EnWG sieht eine Ausnahmeregelung für bestehende Kundenanlagen von 
drei Jahren vor, obwohl weitgehend klar ist, dass diese Regelung nicht rechtssicher sein dürfte. Eine 
inhaltliche Lösung zwischen nationaler Rechtslage und verbindlichen unionsrechtlichen Vorgaben ist 
damit ausdrücklich noch nicht erreicht – bei gleichzeitigem Bedarf, das Konstrukt der Kundenanlage  
u. a. wegen seiner Rolle in anderen Gesetzen (z. B. Messstellenbetrieb) zu erhalten.
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Kundenanlage

Die Kundenanlage ist ein zentraler Ermöglichungsrahmen für Mieterstrom und quartiersbezogene, 
dezentrale Versorgung – mit klaren Vorteilen für Mieter, Energiewende und Nachhaltigkeit.

 �Entlastung und Fairness für Mieterinnen und Mieter: Lokale Produktion und lokaler Verbrauch 
ermöglichen günstigere Strompreismodelle, da vor Ort erzeugter Solarstrom zu einem niedrigeren 
Preis als üblicher Netzbezug bereitgestellt werden kann. Die Mieterinnen und Mieter als Verbrau-
cherinnen und Verbraucher sollten gegenüber Eigenheimbesitzern nicht benachteiligt werden!

 �Beschleunigung der Energiewende und Entlastung der Netze: Mieterstrom fördert dezentrale Erzeu-
gung. Das heißt, die lokale Nutzung verringert den Bedarf an Stromtransport und -verteilung und 
reduziert damit die Belastung des Stromnetzes.

 �Nachhaltigkeit und CO2-Minderung: Strom aus erneuerbaren Quellen reduziert CO2-Emissionen und 
unterstützt eine umweltfreundlichere Energieversorgung. Mietende können dadurch aktiv zu einem 
klimagerechten Wohnen beitragen.

 �Resilienz durch mehr Unabhängigkeit: Mieterstrommodelle schaffen eine gewisse Unabhängigkeit 
von großen, zentralisierten Energieversorgern – besonders relevant in Zeiten von Energiekrisen oder 
Preisschwankungen.

 �Volkswirtschaftlicher Mehrwert: Mieterstrommodelle und dezentrale Energielösungen erzeugen 
durch Investitionen und Kosteneinsparungen einen volkswirtschaftlichen Mehrwert von 185 bis 255 
Mrd. EUR bis 2045 genannt; heruntergebrochen entspricht dies bis zu 13 Mrd. EUR pro Jahr (Quelle: 
New Energy Alliance).

Diese Vorteile hängen unmittelbar an einem rechtlichen Rahmen, der es ermöglicht, dezentrale Erzeu-
gung ohne Nutzung des öffentlichen Netzes zum Verbraucher im Gebäude oder Quartier zu bringen 
und dabei systemdienliche Komponenten (z. B. Speicher) einzubinden.

Rechtssicherheit  
für Mieterstrom  
sichern
Policy Paper



Lösungsvorschläge

1. Ersatzregelung: EU-rechtskonforme Nachfolgeregel für die Kundenanlage im EnWG

Der Gesetzgeber sollte eine Ersatzregelung definieren, damit die Maßnahmen aus dem Solarpaket I 
weiter umgesetzt werden können. Kern ist eine gesetzliche oder regulatorische, EU-rechtskonforme 
Lösung, die dezentrale Stromproduktion (PV, Wind) ohne Nutzung des öffentlichen Netzes und damit 
ohne Netznutzungsentgelte und korrelierende Umlagen zum Verbraucher im Gebäude oder Quartier 
liefern kann – inkl. Einbindung von Stromspeichern. Wir wollen die Bundesregierung ermuntern, für 
eine entsprechende Anpassung der EU-Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie auf EU-Ebene zu sorgen. 

Wirkung: Damit wird der Konflikt zwischen nationaler Rechtslage und unionsrechtlichen Vorgaben 
inhaltlich adressiert (statt nur übergangsweise „einzufrieren“) und zugleich eine Grundlage geschaf-
fen, um Quartierslösungen über reine Hausverteilanlagen hinaus zu ermöglichen. 

2. Digitalisierung: Einheitliche technische Anschlussbedingungen und virtuelle Messkonzepte

Es sollten einheitliche technische Anschlussbedingungen sowie virtuelle Messkonzepte durch den 
grundzuständigen Messstellenbetreiber vorgesehen werden. Darüber hinaus sollten wettbewerbliche 
Messstellenbetreiber gestärkt und von einer Re-Monopolisierung des Messwesens Abstand ge- 
nommen werden.

Wirkung: Dies stärkt die Umsetzbarkeit und Skalierung dezentraler Modelle und reduziert Reibungs-
verluste in der praktischen Abwicklung, was ein wesentlicher Schritt ist, um die im Zielbild adressierte 
Skalierung industrieller Lösungen im Quartierskontext zu unterstützen. Insbesondere kann durch die 
Einbeziehung weiterer Marktteilnehmer der Smart-Meter-Rollout entscheidend beschleunigt und die 
Kosten für Haushalte, Mieter und Unternehmen gesenkt werden.
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3. Standardisierung: Automatisierte Prozesse mit einklagbaren Fristen

Erforderlich sind standardisierte und automatisierte Prozesse für Anmeldung und Inbetriebnahme der 
Anlagen – mit gegenüber Netzgesellschaften einklagbaren Fristen. 

Wirkung: Standardisierung schafft Planbarkeit und Investitionssicherheit in einem Umfeld, das aktuell 
von Unsicherheit geprägt ist (u. a. fehlende Klarheit für zukünftige Kundenanlagen).

4. Übergang rechtssicher gestalten: Karenzzeit als Brücke, nicht als Ersatz

Die bestehende Karenzregelung bis 1.1.2029 kann Zeit verschaffen, ersetzt aber keine inhaltliche 
Lösung. Daher sollte die Übergangsphase gezielt genutzt werden, um die oben genannten EU-konfor-
men Regelungen zu implementieren und gleichzeitig den Fortbestand eines funktionsfähigen Rah-
mens zu sichern, den andere Bereiche (u. a. Messstellenbetrieb) benötigen.
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Hintergrund

Der deutsche Gesetzgeber hat den Begriff der Kundenanlage 2011 eingeführt; im Unionsrecht existiert 
dieser Begriff in dieser Form nicht. Eine Kundenanlage sind nach deutschem Verständnis lokale Ener-
gieanlagen, die an ein öffentliches Energienetz angeschlossen sind und Endverbraucher (entgeltlich 
oder unentgeltlich) mit Energie versorgen.

Vonovia setzt seit 2022 Mieterstrom-PV-Anlagen als Kundenanlage nach § 3 Nr. 24a EnWG um  
und bindet dabei neben Mietern und Allgemeinstrom auch Wärmepumpen, Ladeinfrastruktur und  
ggf. Batteriespeicher ein. Innerhalb der Kundenanlage kann Strom weitgehend abgabenfrei (insb.  
ohne Netznutzungsentgelte, Umlagen etc.) und ohne Einhaltung von Entflechtungsvorgaben verteilt 
werden; zugleich ist die Kundenanlage auch über Mieterstrom hinaus relevant (z. B. für Förderpro-
gramme oder Messstellenbetrieb).
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